Neufassung Gesellschaftsvertrag

l. Firma und Sitz der Gesellschaft

§ 1

Die Gesellschaft filhrt die Firma
kwb
Kommunale Wohnungsbau GmhH
Rheingau-Taunus

Sie hat ihren Sitz in Bad Schwalbach

Il. Gegenstand der Gesellschaft

§2

1) Zweck der Geselischaft ist vorrangig eine sichere und sozial verant-
wortbare Wohnungsversorgung der breiten Schichten der Bevdlkerung
(gemeinnitziger Zweck).

2) Die Gesellschaft errichtet, betreut, bewirtschaftet und verwaltet Bauten
in allen Rechts- und Nutzungsformen, darunter Eigenheime und Eigen-
. tumswohnungen. Sie kann auBerdem alle im Bereich der Wohnungswirt-
schaft, des Stddtebaus und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben tiber-
nehmen, Grundstiicke erwerben, belasten und verduRern sowie Erbbau-
rechte ausgeben. Sie kann Gemeinschaftsanlagen und Folgeeinrichtun-
gen, Laden und Gewerbebauten, soziale wirtschaftliche und kulturelle Ein-
richtungen und Dienstleistungen bereitstellen. Die Gesellschaft ist berech-
tigt, Zweigniederlassungen zu errichten, andere Unternehmen zu erwer-
ben oder sich an solchen zu beteiligen. -

3) Die Gesellschaft darf auch sonstige Geschafte betreiben, sofern diese
dem Gesellschaftszweck (mittelbar oder unmittelbar) dienlich sind.

4) Die Gesellschaft fihrt ihre Geschéfte nach Grundsatzen der Woh-
nungsgemeinnitzigkeit im Sinne dieses Gesellschaftsvertrages.

lll. Stammkapital und Stammeinlagen
§3

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 25.748.918,00 € (i.W. funf-und-
zwanzig-MiIIionen-und-sieben-hundert-und-aoht-und-vierzig-tausend-und--
neun-hundert-und-acht-zehn Euro).

§4

Die Abtretung von Geschéftsanteilen sowie der Beitritt neuer Geselischaf-
ter bedlrfen der Zustimmung des Aufsichtsrats.



IV. Organe der Gesellschaft

§5
Organe der Gesellschaft sind
a) der / die Geschéftsfithrer,
b) der Aufsichtsrat,
c) die Gesellschafterversammlung
§6

(1) Die Organe der Gesellschaft sind verpflichtet, die Kosten des Ge-
schéftsbetriebes nach den Grundsétzen einer ordnungsgemaéaRien Ge-
schaftsfuhrung leistungsbezogen auszurichten.

(2) Mit Geschéaftsfuhrern und Mitgliedern des Aufsichtsrats dirfen Ge-
schafte und Rechtsgeschéfte des § 2 dieses Gesellschaftsvertrages nur
abgeschlossen werden, wenn der Aufsichtsrat dem Abschluss solcher
Geschéfte zugestimmt hat.

(3) Die Unabhéngigkeit der Gesellschaft von Angehérigen des Bau- und
Maklergewerbes und den Baufinanzierungsinstituten soll dadurch gewahrt
. werden, dass diese in den Organen der Gesellschaft nicht die Mehrheit
der Mitglieder stellen.

Geschéftsfihrung

§7

(1) Die Gesellschaft hat je nach der Bestimmung des Aufsichtsrates einen
oder mehrere Geschéftsfuhrer.

(2) Die Geschéaftsfuhrer werden vom Aufsichtsrat auf die Dauer von funf
Jahren bestellt. Wiederholte Bestellung ist zuldssig. Die Besteliung kann
vorzeitig nur aus wichtigem Grund von der Gesellschafterversammlung
widerrufen werden.

(3) Der Aufsichtsrat kann Mitglieder der Geschéftsfihrung vorlaufig ihres
Amtes entheben. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln
aller Mitglieder des Aufsichtsrats. Flr die Dauer der vorlaufigen Amtsent-
hebung von Mitgliedern der Geschéftsfilhrung hat der Aufsichtsrat die
Fortfuhrung der Geschafte sicherzustellen; die Gesellschafterversamm-
lung ist unverziiglich einzuberufen. Den vorldufig inres Amtes enthobenen
Mitgliedern der Geschéftsfuhrung ist in der Gesellschafterversammlung
Gehér zu geben.

(4) Anstellungsvertrdge mit besoldeten Geschaftsfuhrern werden vom
Aufsichtsrat nach den Bestimmungen des TVOD auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossen; sie kénnen im Falle des Widerrufs der Bestellung als Ge-
schaftsflhrer und aus wichtigem Grund vom Aufsichtsrat gekundigt wer-
den.

(5) Bei unbesoldeten Geschaitsfilthrern erlischt das Auftragsverhaltnis mit
dem Ablauf oder dem Widerruf der Bestellung.

(6) Die Geschéftsfiihrer durfen ohne Einwilligung des Aufsichtsrates we-



der ein Handelsgewerbe betreiben noch in einem Geschaftszweig der Ge-
sellschaft fir eigene oder fremde Rechnung Geschafte machen. Sie diir-
fen ohne Einwilligung auch nicht Mitglied des Vorstands oder Geschafts-
fuhrer oder persénlich haftender Gesellschafter einer anderen Handelsge-
sellschaft sein. Die Einwilligung des Aufsichtsrates kann nur fiir bestimmte
Handelsgewerbe oder Handelsgesellschaften oder fir bestimmte Arten
von Geschaéften erteilt werden. Im Gibrigen gilt § 88 AktG entsprechend.

§8
(1) Der/die Geschéftsfilhrer vertritt/vertreten die Gesellschaft gerichtlich
und aulergerichtlich. Sind mehrere Geschaftsfilthrer bestellt, so vertreten

zwei Geschaftsfuhrer gemeinschaftiich oder ein Geschaftsfihrer gemein-
schaftlich mit einem Prokuristen die Gesellschaft. '

(2) Bei Bestellung mehrerer Geschéftsfuhrer und eines oder mehrerer
Prokuristen sind Willenserklarungen fiir die Gesellschaft nur verbindlich,
wenn sie von zwei Geschéftsfithrern oder von einem Geschéftsfithrer und
einem Prokuristen abgegeben werden.

(3) Die Geschéftsfuhrer filhren die Geschéfte der Geselischaft selbstver-
antwortlich nach Gesetz und Gesellschaftsvertrag. Sind mehrere Ge-
schaftsfuhrer bestellt, so kénnen einzelne Geschaftsfuhrer zur Vornahme
bestimmter Geschéfte oder bestimmter Arten von Geschéaften ermachtigt
werden.

(4) Die Geschéaftsfihrer haben den Jahresabschluss und den Lagebericht
zusammen mit dem Priifungsbericht des Abschlusspriifers unverziglich
nach dem Eingang des Prufungsberichts dem Aufsichtsrat vorzulegen.
Zugleich ist der Vor- fir die Verwendung des Bilanzgewinns vorzulegen.

(5) Die Geschéftsfuhrer haben den Jahresabschluss, den Lagebericht und
den Priifungsbericht des Abschlussprifers nebst dem Bericht des Auf-
sichtsrats Uber das Ergebnis seiner Priifung unverziiglich den Gesell-
schaftern vorzulegen. .

(6) Die Geschéftsfihrer haben dem Aufsichtsrat regelmafRig tber die An-
gelegenheiten der Gesellschaft zu berichten und in den Sitzungen des
Aufsichtsrates Auskunft zu erteilen._ :

(7) Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses bilden die Geschéftsfiihrer
eine Bauerneuerungsriicklage und beschliefen Uber Einstellung und Ent-
nahme. '

§9
Geschaftsfuhrer, die ihre Obliegenheiten verietzen, sind der Gesellschaft
zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner

verpflichtet. Sie haben die Sorgfalt eines ordentlichen Geschéftsmannes
anzuwenden.



Aufsichtsrat
§10

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Gesell-
schafterversammlung kann eine héhere Zahl festsetzen.

(2) Der Aufsichtsrat wird von der Gesellschafterversammlung auf die Dau-
er von 3 Geschéftsjahren gewahit. Das Jahr der Wahl wird nicht mitge-
zahit. Den Vorsitzenden, den Stellvertreter und den Schriftfiihrer wahit der
Aufsichtsrat aus seiner Mitte in der ersten Sitzung nach der Gesellschaf-
terversammlung, in der der Aufsichtsrat gewahit worden ist. Die ein-
schréankenden Bestimmungen des § 95 Aktiengesetz findet keine Anwen-
dung. Die Neuwahl des Aufsichtsrates hat im dritten Geschéftsjahr so zu
erfolgen, dass die erste ordentliche Sitzung im darauf folgenden Jahr ab-
gehalten werden kann.

(3) Dauernd verhinderte Aufsichtsratsmitglieder sind durch die Gesell-
schafterversammlung abzuberufen und durch Neuwahl zu ersetzen. Sinkt
die Mitgliederzahl des Aufsichtsrats durch vorzeitiges Ausscheiden von
Mitgliedern unter die fur die Beschlussfahigkeit notwendige Zahl (§ 13
Abs: 2), so muss unverziiglich eine Gesellschafterversammlung zur Vor-
nahme von Ersatzwahlen einberufen werden. Die Amtsdauer des an Stel-
le eines vorzeitig ausgeschiedenen Mitglieds Gewahlten beschrénkt sich
auf die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen.

(4) Die Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern sowie jeden Wechsel von
Aufsichtsratsmitgliedern haben die Geschéftsfilhrer unverziiglich durch
den Bundesanzeiger und die im Gesellschaftsvertrag fur die Bekanntma-
chung der Gesellschaft bestimmten anderen 6ffentlichen Blatter bekannt
zu machen und die Bekanntmachung zum Handelsregister einzureichen.

(5) Aufsichtsratsmitglieder kénnen nicht zugleich Geschéftsfilhrer sein.
Sie durfen auch nicht als Angestellte die Geschéfte der Gesellschaft fih-
ren. Nur fOr einen im voraus begrenzten Zeitraum kann der Aufsichtsrat
einzelne Mitglieder zu Vertretern von verhinderten Geschéftsfilhrern be-
stellen. In dieser Zeit dirfen sie keine Tatigkeit als Aufsichtsratsmitglieder
ausiben.

(6) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat Anspruch auf eine Vergitung/ein
Sitzungsgeld. Die Héhe ist von der Gesellschafterversammlung festzule-
gen.

§11

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschaftsfihrer in ihrer Geschaftsfuhrung zu
férdern, zu beraten und zu Uberwachen. Die Rechte und Pflichten des
Aufsichtsrats werden durch Gesetz und Gesellschaftsvertrag bestimmt.

(2) Der Aufsichtsrat hat der Gesellschafterversammiung Gber seine Tatig-
keit zu berichten.

(3) Der Aufsichtsrat kann Ausschiisse wéhlen, insbesondere zu dem
Zweck, seine Verhandlungen und Beschliisse vorzubereiten oder um de-
ren Ausflhrung zu tiberwachen. Die Mitglieder dieser Ausschisse mus-
sen dem Kreis der Geselischafter zuzurechnen sein.

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse kénnen die



Auslibung ihrer Obliegenheiten nicht anderen Personen tibertragen. Sie
kénnen sich jedoch zur Erflillung ihrer Aufgaben Dritter bedienen.

(5) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschaftsordnung geben.

§12

Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Sorgfaltspflichten verletzen und die ihnen
obliegende Verantwortung auler Acht lassen, sind der Gesellschaft zum
Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Sie haben die
Sorgfalt eines ordentlichen Geschéaftsmannes anzuwenden.

§13

(1) Der Aufsichtsrat halt bei Bedarf, mindestens aber zwei Sitzungen jahr-
lich ab. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates ein-
berufen und geleitet. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats muss den Auf-
sichtsrat unverziglich einberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglie-
-der oder die Geschéftsfihrer dies unter Angabe des Zwecks und der
Grinde verlangen. Die Sitzung muss binnen zwel Wochen nach der Ein-
berufung stattfinden.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner
Mitglieder (§10) in der Sitzung anwesend sind und mindestens drei Mit-
glieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Er fasst, soweit durch den
Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt ist, seine Beschlisse mit
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(3) Der Aufsichtsrat kann Beschlisse schriftlich fassen, wenn alle Mitglie-
der der schriftichen Abstimmung zustimmen.

(4) Uber die Beschliisse sind Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsit-
zenden und SchriftfUhrer zu unterschreiben sind.

(5) Willenserkldrungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden, bei
- dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter abgegeben.

(6) Die Geschéftsfiihrer nehmen an den Sitzdngen des Aufsichtsrates teil,
es sei denn, der Aufsichtsrat beschlief3t anders.

§ 14

(1) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den
Vorschlag der Geschéftsfihrung Uber die Verwendung des Bilanzgewinns
zu prifen und hieriber an die Gesellschafterversammliung zu berichten. In
dem Bericht hat der Aufsichtsrat ferner zu dem Ergebnis der Prifung des
Jahresabschlusses durch den Abschlussprifer Stellung zu nehmen. Am
Schluss des Berichts hat der Aufsichtsrat zu erkléren, ob nach dem ab-
schlieBenden Ergebnis seiner Prifung Einwendungen zu erheben sind
und ob er den von der Geschéftsfihrung aufgestellten Jahresabschluss
billigt.



(2) Der Zusténdigkeit des Aufsichtsrats unterliegt nach vorheriger gemein-

samer Beratung mit den Geschéftsfihrern die Beschlussfassung tber

a) Die Zustimmung zum Wohnungsbauprogramm und in diesem
Rahmen Uber die jahrliche zu errichtenden Wohnungsbauten, sowie
die Durchfiihrung des Programms in jahrlichen Teilabschnitten.

b) die Grundsétze fur den Erwerb und die VerauBerung von bebauten
und unbebauten Grundstticken,

¢) die Einstellung und die Entnahme aus anderen Gewinnriuicklagen (§
22 Abs. 3),

d) die Zustimmung zur Abtretung von Geschéftsanteilen und zum Beitritt
neuer Geselischafter (§ 4),

e) die Zustimmung zur Bestellung von Prokuristen und zum Abschluss
von Anstellungsvertragen, soweit der Aufsichtsrat dies nicht ausdriick-
lich anders geregeit hat.

f) die Vorbereitung der Vorlagen an die Gesellschaftérversammiung,

_ g) die Geschaftsordnung fir die Geschéftsflihrer,

h) die Wahl des Abschlusspriifers,

i) - die Grundsatze fur die Vergabe von Wohnungen.

Gesellschafterversammiung
§ 15

(1) Die Gesellschafter tiben die ihnen in Angelegenheiten der Gesellschaft
zustehenden Rechte gemeinschaftlich in der Gesellschafterversammiung
durch Beschlussfassung aus.

(2) In der Gesellschafterversammlung gewéhren je angefangene 5.000.00
Euro eines Geschéftsanteils eine Stimme. Das Stimmrecht kann durch ei-
nen mit schriftlicher Vollmacht versehenen Bevoliméchtigten ausgeiibt
werden.

(3) Ein Geselllschaﬁer, der durch die Beschlussfassung éntlastet oder von
einer Verbindlichkeit bereit werden soll, hat hierbei kein Stimmrecht und

darf ein solches auch nicht fur andere ausiiben. Das gilt auch. von einer - .

Beschlussfassung, welche die Vornahme eines Rechtsgeschafts oder die
Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreits gegentber einem Gesell-
schafter betrifft.

§ 16

(1) Die ordentliche Gesellschafterversammlung soll mindestens einmal im
Jahr stattfinden.

(2) Die ordentliche Gesellschafterversammiung beschliet Uber die Fest-
stellung des Jahresabschlusses und Uber die Verwendung des Bilanzge-
winns, soweit in §§ 22, 23 nichts anderes bestimmt ist. Auf Verlangen ei-
nes Gesellschafters hat der Abschlusspriifer an den Verhandlungen tiber
die Feststellung des Jahresabschlusses teilzunehmen.

(3) AuRerordentliche Gesellschafterversammiungen sind, abgesehen von
den im Gesetz oder in diesem Vertrag ausdriicklich bestimmten Fallen,
einzuberufen, wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich er-
scheint.



(4) Eine auRerordentiiche Gesellschafterversammlung muss unverziglich
einberufen werden, wenn

a) sich aus der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des
Geschéftsjahres aufgestellten Bilanz ergibt, dass die Hélfte des
Stammkapitals verioren ist,

b) die Zahi der Aufsichtsratsmitglieder unter die zur Beschlussfdhigkeit
des Aufsichtsrats erforderliche Zahl sinkt (§ 13 Abs. 2)

c) die Bestellung eines Geschéftsflihrers widerrufen oder ein Aufsichts-
ratsmitglied abberufen werden soll,

d) Gesellschafter, deren Geschaftsanteile zusammen mindestens dem
zehnten Teil des Stammkapitals entsprechen in einer von ihnen un-
terschriebenen Eingabe unter Angabe des Zwecks und der Griinde
die Einberufung der Versammlung verlangen.

(5) Der Abha'llun'g einer Gesellschafterversammiung bedarf es nicht, wenn
samtliche Gesellschafter schriftlich mit der zutreffenden Bestimmung oder
mit der schriftlichen Abgabe der Stimmen sich einverstanden erklaren.

§17

(1) Die Gesellschafterversammlung wird in der Regel von den Geschafts-
fuhrern einberufen.

(2) Die Einladung zur Gesellschafterversammlung erfolgt unter Angabe
der Gegensténde der Tagesordnung an die Gesellschafter. Zwischen dem
Tage der Gesellschafterversammlung und dem Tage der Absendung des
die Einladung enthaltenden Schreibens muss ein Zeitraum von minde-
stens einer Woche liegen. Dabei wird der Tag der Absendung und der
Tag der Gesellschafterversammlung nicht mitgezahit.

(3) Verlangen Gesellschafter, deren Geschéftsanteile zusammen minde-
stens dem zehnten Teil des Stammkapitals entsprechen, in einer von ih-
nen unterschriebenen Eingabe unter Angabe des Zwecks und der Griinde
die Beschlussfassung tber bestimmte, zur Zustandigkeit der Geselischaf-
terversammlung gehdrende Gegenstande, so missen diese auf die Ta-
gesordnung gesetzt werden.

(4) Beschlusse kénnen nur Uber Gegensténde der Tagesordnung gefasst
werden. Nachtraglich kénnen Antrédge auf Beschlussfassung, soweit sie
zur Zusténdigkeit der Gesellschafterversammiung gehéren, aufgenom-
men werden, wenn sie spédtestens drei Tage vor der Gesellschafterver-
sammiung in der in Abs. 2 festgesetzten Form bekannt gemacht worden
sind. Dasselbe gilt fir Antrdge der Geschaéftsfilhrer oder des Aufsichts-
rats. Zur Beschlussfassung Uber die Leitung der Versammlung oder tber
den in der Versammlung gestellten Antrag auf Einberufung einer auleror-
dentlichen Gesellschafterversammlung bedarf es keiner Ankiindigung.

(5) Ist die Versammlung nicht ordnungsgeman berufen oder sind die Ge-
.genstéande, Uber die nach der Tagesordnung ein Beschluss gefasst wer-
den soll, nicht ordnungsgemé&nl angekindigt, so kénnen Beschliisse nur
gefasst werden, wenn sdmtliche Gesellschafter anwesend sind.



§ 18

(1) Die Leitung der Gesellschafterversammlung hat der Vorsitzende des
Aufsichtsrats oder bei seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzen-
de. Sind beide verhindert, so hat ein Mitglied der Geschéaftsfilhrung die
Versammlung zu leiten.

(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens
die Halfte des Stammkapitals vertreten ist.

Kommt eine beschlussfahige Versammlung nicht zustande, so ist eine
neue Gesellschafterversammlung mit derselben Tagesordnung einzube-
rufen, die ohne Rucksicht auf die Héhe des vertretenen Stammkapitals
beschlussfahig ist.

(3) Auf Antrag kann die Gesellschafterversammiung mit einfacher Mehr-
heit beschlieRen geheim durch Stimmzettel abzustimmen. Bei der
Beschlussfassung zu § 19 f, g, h, i ist durch Stimmzettel geheim abzu-
stimmen, wenn Gesellschafter, deren Geschéftsanteile zusammen minde-
stens dem zehnten Teil des Stammkapitals entsprechen, dieses auf An-
trag eines Gesellschafters beschlielen.

(4) Bei Stimmenthaltung gilt die Stimme als nicht abgegeben, das gleiche
gilt im Falle schriftlicher Abstimmung bei Abgabe ungtltigér oder unbe-
schriebener Stimmzettel. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abge-
lehnt.

(5) Bei Wahlen ist nur derjenige gewahit, der mehr als die Hélfte der ab-
gegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Im (ibrigen wird der Wahlvorgang
durch eine von der Gesellschafterversammlung zu beschlieBende Wahi-
ordnung geregelt

(6) Uber die Beschlisse der Gesellschafterversammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die von dem Schriftfiihrer und dem die Versammlung
schlieRenden Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. Bei Wahlen sind
die Namen der vorgeschlagenen Personen und die Zahl der auf sie entfal-
lenden Stimmen anzugeben.

§19

Der Gesellschafterversammliung ist Gelegenheit zu geben,

a) den Lagebericht,

b) - den Bericht des Aufsichtsrats,

c) den Priifungsbericht des Abschlusspriifers
zu beraten.

Ihr unterliegt die Beschlussfassung (iber:

a) die Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn- und
Verlustrechnung, Anhang),

b) die Verwendung des Bilanzgewinns,

c) den Ausgleich des Bilanzverlustes '

d) den Gesamtbetrag, bis zu dem Darlehen Gbernommen oder

Schuldverschreibungen ausgegeben werden sollen,
e) die Einziehung von Geschéftsanteilen
f) die Entlastung der Geschéftsfuihrer und des Aufsichtsrats,



s)) die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern,

h) den Widerruf der Bestellung von Geschéftsfiihrern, aus
wichtigem Grund (§7 Abs. 4) und die Abberufung von
Aufsichtsratsmitgliedern

i) die Geltendmachung von Ersatzanspriichen gegen
Geschéftsfihrer, und die Wahl von Bevollmachtigten zur
Vertretung der Gesellschaft bei Rechtsgeschaften und
Rechtsstreitigkeiten mit Geschaftsfuhrern,

k) die Anderung des Gesellschaftsvertrages,

)] - die Verschmelzung, Vermogensiibertragung oder
Umwandlung der Gesellschaft.

§ 20

(1) Die Beschlusse der Gesellschafterversammlung werden mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.

(2) Beschlusse der Gesellschafterversammlung uber

a) den Widerruf der Bestellung von Geschéftsfiihrern aus
wichtigem Grund (§ 7 Abs. 4) und die Abberufung von
_ Aufsichtsratsmitgliedern, ,
b) die Anderung des Gesellschaftsvertrages (§ 19 Buchst. k),
c) . die Verschmelzung, Vermégensibertragung oder Umwand-
lung der Gesellschaft (§ 19 Buchst. 1)

bedlrfen zu ihrer Giitigkeit einer Mehrheit von drei Vierteln der ab-
gegebenen Stimmen (§ 18 Abs. 4)

(3) Ein Beschluss uber die Verschmelzung, Vermégensibertragung, Um-
wandlung oder Auflésung der Gesellschaft kann nur gefasst werden,
wenn mindestens die Halfte aller Gesellschafter sowie die Halfte des
Stammkapitals in der Gesellschafterversammlung vertreten sind. Trifft das
nicht zu, so ist mit einem Zwischenraum von mindestens zwei und héch-
stens vier Wochen eine weitere Gesellschafterversammlung mit der glei-
chen Tagesordnung einzuberufen, die beschlussfahig ist, wenn minde-
stens die Halfte des Stammkapitals vertreten ist.

V. Rechnungslegung
§ 21
(1) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Geschéftsfuhrung hat daftr zu sorgen, dass das Rechnungswesen
und die Betriebsorganisation die Erfullung der Aufgaben der Gesellschaft
gewdhrleisten. Die Richtlinien des Spitzenverbandes sind maRgebend.

(3) Die Geschaftsfuhrung hat nach Ablauf eines jeden Geschéftsjahres
einen Jahresabschiuss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und
Anhang) und einen Lagebericht aufzustellen. Jahresabschluss und
Lagebericht sind nach den fir groRe Kapitalgesellschaften geltenden
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen.



VI Ruicklagen, Gewinnverteilung und
Verlustdeckung

§22

(1) Aus dem Jahrestberschuss abziglich eines Verlustvortrags ist bei
Aufstellung der Bilanz eine Riicklage zu bilden. In diese sind mindestens
10% des Jahresergebnisses einzustellen, bis die Halfte des Stammkapi-
tals erreicht oder wieder erreicht ist. Diese Riicklage darf nur wie eine ge-
setzliche Rucklage des Aktienrechts verwandt werden § 150 Abs. 3 und 4
AktG gelten entsprechend.

(2) Bei Aufstellung des Jahresabschlusses bilden die Geschéaftsfiihrer ei-
ne Bauerneuerungsriicklage und beschlieRen die Einstellung und Entnah-
me.

(3) Aullerdem kénnen bei der Aufstellung des Jahresabschlusses andere
Gewinnrticklagen gebildet werden. Uber die Einstellungen in und die Ent-
nahme aus den Gewinnrlicklagen beschlieft der Aufsichtsrat nach vorhe-
riger gemeinsamer Beratung mit den Geschéftsfithrern.

§ 23

(1) Der Bilanzgewinn kann unter die Gesellschafter als Gewinnanteil ver-
teilt, zur Bildung von anderen Gewinnrlicklagen verwandt oder auf neue
Rechnung vorgetragen werden.

(2) Der ausgeschittete Gewinnanteil darf 4% der Einzahlungen der Ge-
sellschafter auf die Stammeinlage einschliefllich der hierauf entfallenden
Steuern (Bruttodividende) nicht tbersteigen.

(3) Sonstige Vermégensvorteile, die nicht als angemessene Gegenlei-
stung fur besondere geldwerte Leistungen anzusehen sind, durfen den
Gesellschaftern nicht zugewendet werden.

(4) Die Gewinnanteile sind vier Wochen nach der Gesellschafterversamm-
lung fallig. Der Anspruch auf Auszahlung der Gewinnanteile verjahrt in
drei Jahren nach Félligkeit.

(5) Die Geschaftsfuhrung ist nicht befugt, aulerhalb eines von der Gesell-
schafterversammlung ordnungsgeméal gefassten Gewinnverteilungsbe-
schlusses den Gesellschaftern oder ihnen nahe stehenden Personen oder
Gesellschaften Vorteile irgendwelcher Art vertragsgemé&R oder durch ein-
seitige Handlungen zuzuwenden. Die Gesellschafter, die solche Zuwend-
ungen erhalten haben oder denn die Zuwendungsempfanger nahe
stehen, sind zur Riickgabe bzw. zum Wertersatz verpflichtet. Die genann-
ten Gesellschafter mussen in diesem Fall an die Gesellschaft zusétzlich
einen Betrag in Hohe der auf die Zuwendung entfallenden anrechenbaren
Kérperschaftssteuer, die auf ihre Ertragssteuerverpflichten anzurechnen
- ist, abfihren.

§24

Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Gesellschafterversamm-
lung Uber den Verlustausgleich zu beschlieRen, insbesondere dartber, ob



und in welchem Umfange die Rucklage nach § 22 Abs. 1 heranzuziehen
ist oder eine Herabsetzung des Stammekapitals erfolgen soll.

VII. Offenlegung/Veréffentlichung/Vervielfaltigung
/Bekanntmachung

§ 25

(1) Fur die Offenlegung, Veréffentlichung und Vervielféltigung des Jahres-
abschlusses mit dem Bestatigungsvermerk, des Lageberichts, des Be-
richts des Aufsichtsrats, des Vorschlags fir die Verwendung des Ergeb-
nisses und des Beschlusses Uber seine Verwendung unter Angabe des
Jahresiberschusses oder Jahresfehlbetrags sind di §§ 325, 326, 327, 328
HGB anzuwenden.

(2) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger
verdffentlicht.

VII. PrUfung der Gesellschaft
§ 26

(1) Die Gesellschaft ist Mitglied im Verband der sidwestdeutschen
Wohnungswirtschaft e.V.

(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind entsprechend den fir
grolle Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten
Buches des Handelsgesetzbuches zu priifen. Der Absch[ussprufer ist
zu verpflichten, die Priifung auch auf die Erfordernisse des § 53 Abs.
1 HGrG zu erstrecken.

(3) Den Gesellschaftern werden die Rechte aus §§ 53, 54 HGrG

eingerdumt. Die ortlichen und Uberértlichen Prﬂfungsbehbrden haben
die Befugnisse nach § 54 HGrG.

IX. Auflésung und Abwickiung der Gesellschaft

§ 27
(1) Die Gesellschaft wird aufgeldst
a) durch Beschluss der Gesellschafterversammiung,
b) durch Eréffnung des Konkursverfahrens.

(2) Fur die Abwwklung sind die Bestimmungen des GmbH Gesetzes mald-
gebend.

Bei der Verteilung des Gesellschaftsvermégens erhalten die Gesellschaf-
ter nach Befriedigung samtlicher Gl&ubiger nicht mehr als ihre eingezahl-
ten Einlagen ausgezahit.

(3) Verbleibt bei der Abwicklung ein Restvermdgen, so ist es nach
Beschluss der Gesellschafterversammlung fir die Wohnungsversorgung
breiter Schichten der Bevélkerung zu verwenden.



D5/929-20

Ich bescheinige hiermit in meiner Eigenschaft als Notar, dass die in dem vorstehenden
Gesellschaftsvertrag geénderten Bestimmungen mit dem in meiner Urkunde
UR 187/2020 vom 26.03.2020 gefassten Beschluss (ber die Anderung des
Gesellschaftsvertrages und den unverdnderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum
Handelsregister eingereichten vollstandigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages
Ubereinstimmen.

Y

(=)

Bad Schwalbach, den 05.06.2020 Laube, Notar
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Geschiftsordnung fiir die Geschiftsfiihrer

der kwb Kommunalen Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus

— Wohnungsgesellschaft mbH —

§1
Geschéftsfiihrung

(1) Die Geschéftsfuhrer fihren die Geschéfte der Gesellschaft selbstverant-
wortlich nach Gesetz, Gesellschaftsvertrag und dieser Geschéftsordnung.
Sie haben die Sorgfalt eines ordentlichen Geschéaftsmanns anzuwenden.

(2) Sind zwei oder mehr Geschéftsfiihrer bestellt, so leiten sie den
Geschéftsbetrieb gemeinschaftlich in der Weise, dass Angelegenheiten
grundsatzlicher Art und von wesentlicher finanzieller Bedeutung un-
ter Mitwirkung aller Mitglieder der Geschéftsfiihrung zu regeln sind.
Unbeschadet der gemeinschaftlichen Geschéftsfihrung obliegt den ein-
zelnen Geschéftsfuhrern die eigenverantwortliche Durchfiihrung ihres
Geschéftsbereichs.

(3) Die Geschéftsverteilung wird von der Geschéftsfiihrung einver-
nehmlich geregelt. Der Geschéftsverteilungsplan ist dem Aufsichtsrat
zur Kenntnis zu bringen. Der Geschéftsverteilungsplan ist den jeweiligen
Erfordernissen bzw. Verdnderungen in der Geschéftsfihrung anzupassen.
Die Geschéftsfihrer arbeiten vertrauensvoll zusammen und unterrich-
tet sich gegenseitig Uber wichtige MalRnahmen und Vorgénge in ihren
Geschéftsbereichen.

(4) Die Geschéftsfihrung richtet ein dem Umfang der Unternehmens-
tatigkeit angemessenes Risikomanagementsystem ein. Sie gibt hiervon
dem Aufsichtsrat Kenntnis.

§2
Erteilung von Vollmachten
Die Bestellung von Prokuristen und Handlungsbevollméchtigten ob-

liegt der Geschéftsfihrung. Die Bestellung von Prokuristen — und
Handlungsbevollmachtigten bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates.



§3
Beschliisse der Geschiftsfiihrung

(1) Die Geschéftsfuhrung beschlieRt insbesondere tber folgende Ange-
legenheiten:

a) Die Regelung der rechtsgeschéftlichen Vertretungen,

b) die \Vorbereitung aller Angelegenheiten, die nach dem
Gesellschaftsvertrag dem Aufsichtsrat vorzulegen sind,

c) die Einberufung der Gesellschafterversammlung nach Abstimmung
mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden,

d) den Erwerb und die VerduRerung von Grundstticken,

e) Steuerfragen und Rechtsstreitigkeiten grundsétzlicher Art oder von er-
heblicher finanzieller Bedeutung,

f) Zwischenabschlisse und die Aufstellung von Jahresabschliissen und
Lageberichten,

g) gesetzliche und andere Prifungen,

h) Fragen der Betriebsorganisation, insbesondere des internen
Kontrollsystems und des Risikomanagements,

i)” die Prifung der Wirtschaftlichkeit, der Finanzierung und der Vergabe
von Neubauvorhaben und umfassender Modernisierungs- bzw.
Instandsetzungsmalnahmen,

j) die Aufnahme von Darlehen, Zwischenkrediten sowie die Ubernahme
von Burgschaften und das Eingehen von Wechselverbindlichkeiten,

k) die Grundséatze tber
— die Vergabe von Wohnungen,
— die Mietpreisgestaltung,
— die Bautenkontrolle und Uberwachung sonstigen Grundbesitzes,
— die Durchfuhrung von Instandsetzungsarbeiten und Modermni-
sierung,
— den Abschluss von Versicherungsvertragen,
— die Anstellung und Entlassung von Arbeitnehmern.

(2) Beschlusse sind mit Stimmenmehrheit der bestellten Geschéftsfihrung
zu fassen. Beschliisse kénnen auch im Umlaufverfahren schriftlich® /
in Textform® gefasst werden, wenn samtliche Geschéftsfihrer diesem
Verfahren zustimmen.

(3) Wesentliche Ergebnisse der Beschlussfassung der Geschaftsfihrung
sind schriftlich festzuhalten und von allen Mitgliedern der Geschéftsfihrung
zu unterzeichnen.

* Nichtzutreffendes bitte streichen.

o



(4) Beschlusse tber die Vornahme von Rechtsgeschéften, die nach Gesetz,
Gesellschaftsvertrag und dieser Geschéftsordnung der Zustimmung des
Aufsichtsrates bedurfen, sind dem Aufsichtsrat zuzuleiten. Sie durfen
erst ausgeftihrt werden, wenn dessen Zustimmung vorliegt, es sei denn,
Gefahr ist im Verzug oder die Belange der Gesellschaft erfordern ein so-
fortiges Handeln. In diesem Fall ist der Vorsitzende des Aufsichtsrates hie-
riber unverztglich zu unterrichten und die nachtrégliche Genehmigung
des Aufsichtsrates einzuholen.

§4
Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat

(1) Die Geschéftsfihrung hat auf Verlangen dem Aufsichtsrat tber die
Geschéftsfuhrung und die Angelegenheiten der Gesellschaft zu berichten
sowie Auskinfte zu erteilen; dabei ist auch auf die Risiken der kinftigen
Entwicklung einzugehen. Die Geschaftsfihrung hat auch auf Verlangen
eines einzelnen Aufsichtsratsmitglieds zu berichten, jedoch nur an den
gesamten Aufsichtsrat.

(2) Die Geschaftsfihrung kann unter Angabe von Zweck und Grund
die Einberufung einer Sitzung des Aufsichtsrates vom Vorsitzenden des
Aufsichtsrates verlangen, wenn es im Interesse der Gesellschaft erforder-
lich erscheint.

(3) Die Geschéftsfihrung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates und
seiner Ausschusse teil, es sei denn, der Aufsichtsrat beschlieRt anders. Sie
bereitet regelméRig die in der Sitzung zu behandelnden Angelegenheiten
vor und fihrt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und des
Gesellschaftsvertrags die gefassten Beschlisse des Aufsichtsrates aus.
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§5
Mitwirkungen bei der Gesellschafterversammlung

(1) Die Geschéftsfuihrung hat nach den Bestimmungen des
Gesellschaftsvertrags die Gesellschafterversammlung einzuberufen.

(2) Die Geschéftsfuhrung hat gemeinsam mit dem Aufsichtsrat die
Gesellschafterversammlung vorzubereiten und die im Rahmen der ge-
setzlichen Bestimmungen und des Gesellschaftsvertrags gefassten
Beschliisse der Gesellschafterversammlung auszufthren.


JoestD
Durchstreichen
(4) Die Geschäftsführung hat bei jeder Änderung in den Personen des

Aufsichtsrates eine Liste der Mitglieder des Aufsichtsrates unverzüglich

zum Handelsregister einzureichen


Die Geschéftsfuhrung gibt sich einvernehmlich diese Geschéftsordnung.

Ditmar Joest /)}m'm fv den
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,den
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